
Küstenschutzstrategien

Bericht einer FAK-Arbeitsgruppe

V o r w o r t

Der Fachausschuss für Küstenschutzwerke (FAK) wurde 1972 als gemeinsamer Aus-
schuss der Deutschen Gesellschaft für Geotechnik (DGGT), (vormals Deutsche Gesellschaft 
für Erd- und Grundbau), und der Hafentechnischen Gesellschaft e.V. (HTG) gegründet und 
mit der Aufgabe betraut, Empfehlungen für die funktionelle und konstruktive Planung sowie 
wirtschaftliche Bauausführung von Küstenschutzwerken an Nord- und Ostsee nach dem 
neuesten Stand der Technik zu erarbeiten. Veröffentlicht wurden bisher die „Empfehlungen 
für die Ausführung von Küstenschutzwerken“ als EAK 1981, EAK 1993 und EAK 2002. Sie 
wurden durch das Kuratorium für Forschung im Küsteningenieurwesen (KFKI) in „Die 
Küste“ 36/1981, 55/1993 und 65/2002 abgedruckt. Ende 2009 gehören dem Ausschuss fol-
gende Herren an:

Schleswig-Holstein (Husum),

Bremen (als Gast),

-
schutz Schleswig-Holstein (Husum), 

-
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sowohl Fragen der Bemessung als auch die funktionelle und konstruktive Gestaltung der 
Küstenschutzwerke zu behandeln. 

Der Fachausschuss bearbeitet zurzeit folgende Themen:

Immer wichtiger – besonders im Hinblick auf künftige Entwicklungen – werden aber 
-
-

Aus diesem Grund hat der Fachausschuss für Küstenschutzwerke erstmalig einen Statusbe-
richt über Küstenschutzstrategien erstellt. Hierzu wurde eine Arbeitsgruppe mit folgenden 

Hamburg-Harburg hinzugezogen.

Folgende Themen wurden bearbeitet: 
1)  eine Grundsatzerörterung über Strategien des Küstenschutzes und 

-

Die Ergebnisse sind in den Kapiteln zwei und drei dargelegt. In Kapitel vier folgt ein 

wurde am 19.10.2009 vom Fachausschuss mit einem herzlichen Dank an die Bearbeiter ein-
stimmig verabschiedet und hiermit veröffentlicht.

Kiel, im Oktober 2009 Bernd Probst
 Ausschussvorsitzender
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Z u s a m m e n f a s s u n g

Entlang der deutschen Nord- und Ostseeküste liegen 12 000 km2 Küstenniederungen mit 

wurden erst durch den Küstenschutz ermöglicht bzw. können langfristig nur unter der Voraus-
setzung eines funktionierenden Küstenschutzes stattfinden. Bedingt durch die unterschiedlichen 

-
strophen gibt es heute unterschiedliche Küstenschutzstrategien in den fünf deutschen Küsten-

-

hierzu wichtige Grundlagen liefern. Aus diesem Grund hat der Fachausschuss für Küstenschutz-
werke erstmalig einen Statusbericht über Küstenschutzstrategien erstellt. Folgende Themen 
wurden bearbeitet: (1) eine Grundsatzerörterung über Strategien des Küstenschutzes und (2) 

-
-

Der Bericht wurde am 19.10.2009 vom Fachausschuss einstimmig verabschiedet und hiermit 
veröffentlicht.

S c h l a g w ö r t e r

nagement

About 12,000 km2 of coastal flood-prone lowlands with 2.5 million inhabitants are situated 
along the North Sea and Baltic Sea coasts of Germany. Social and economic uses in these lowlands 
were made possible by, and depend upon, a functioning coastal flood defence and coastal protec-
tion or, rather, coastal risk management (CRM). As a result of varying boundary conditions and 
storm flood histories, CRM-strategies differ among the five German coastal States Bremen, Ham-
burg, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern and Schleswig-Holstein. The strategies contain 
the long-term goals and aims for CRM as well as a description of the respective physical and socio-
economic boundary conditions. External factors like societal change, political and legal prescrip-
tions as well as changes in natural boundary conditions like climate change determine a regular 
evaluation and updating of the strategies. An overview of the five CRM strategies may deliver 
valuable information for this. Consequently, the German Board for Coastal Flood Defence and 
Protection Works (FAK) established, for the first time, a status report with the following themes: 
(1) a principal consideration of CRM strategies, and (2) a survey of the presently applied CRM 
strategies in the five coastal States, including a synopsis. The results are described in the chapters 
2 and 3. Chapter 4 contains an outlook with future challenges and possible solutions. 

Coastal protection, coastal strategie, comparison of strategies, climate change, coastal risk 
management
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1.  E i n l e i t u n g

Entlang der deutschen Nord- und Ostseeküste liegen 12.000 km2 Küstenniederungen 

in diesen Niederungen wurden erst durch den Küstenschutz ermöglicht bzw. können lang-
fristig nur unter der Voraussetzung eines funktionierenden Küstenschutzes stattfinden. Die 

-

-
-

land, wonach, da der Bund bisher auf die Ausübung seiner Gesetzgebungskompetenz ver-

hat ebenfalls zu dieser Varianz beigetragen.
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Land Fläche (km2) Einwohner Hauptdeiche (km)

Hansestadt Bremen    360   549 000    74

Hansestadt Hamburg    270   180 000   103

 1 080    182 000   218 (+ 60 km Vollschutzdünen)

Niedersachsen  6 600 1 200 000   645

Schleswig-Holstein  3 691   292 000   431

Summe 12 001 2 403 000 1 471

 
Bremen Hamburg 

Vorpommern
Nieder-
sachsen

Schleswig- 
Holstein

Gesamt Bundesanteil 
(GAK)

2000  48,2 16,9 57,5 41,4 164,0 113,5

2001  56,2 18,3 48,1 36,6 159,2 92,2

2002 0,3 49,1 15,6 50,4 34,5 149,9 77,2

2003  32,0 16,2 56,7 29,2 134,1 80,4

2004  33,4 13,2 49,1 31,0 126,7 65,5

2005  41,3 13,6 51,4 32,8 139,1 67,4

2006 1,0 39,2 13,3 49,8 30,8 134,1 65,7

2007 3,1 26,3 13,7 63,6 36,4 143,1 81,0

2008 4,2 25,0 12,6 65,7 35,8 143,3 60,3

Gesamt: 8,6 350,7 133,4 492,3 308,5 1.293,5 703,2

-

Strategien kann hierzu wichtige Grundlagen liefern. Aus diesem Grund hat der Fachaus-
schuss für Küstenschutzwerke entschieden, erstmalig einen Statusbericht über Küsten-
schutzstrategien zu erstellen.

Folgende Themen wurden abgearbeitet: (1) eine Grundsatzerörterung über Strategien 

zwei und drei dargelegt. In Kapitel vier folgt ein Ausblick mit künftigen Herausforderungen 

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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2.  S t r a t e g i e n   d e s   K ü s t e n s c h u t z e s

2.1  E i n f ü h r u n g

des hieraus resultierenden Konfliktpotentials wird auf nationaler und internationaler Ebene 
die Entwicklung von integrierten Strategien für das Küstenrisikomanagement gefordert. Ge-
nerell bezweckt eine Strategie ein zielorientiertes Vorgehen mittels eines langfristig ausge-

-
sen), 

Betroffene und andere). 
Für den Küstenschutz zeigt – in Erweiterung der Definition nach DIN 4047-2 – eine 

-

schutz steckt somit das Grundbedürfnis der Bevölkerung, den Küstenbereich als einen wich-
-

seinsvorsorge zu schützen. 
-

schutzstrategien formuliert (IPCC, 1990) (Abb. 2): 

-

Eine klare Trennung zwischen den einzelnen Strategien ist nicht immer möglich; die 
PROBST (1994) definiert noch eine vierte Küstenschutzstrategie; 

oder Neueindeichung. Gebiete, die im Einflussbereich des Sturmflutgeschehens liegen, er-
halten somit einen Schutzstandard (siehe Kap. 4.2). 

-

-
digkeiten an – reagierten die Bewohner der Küstenregionen mit unterschiedlichen Strategien. 

-

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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So entstand um 1000 n. Chr. die Strategie der Verteidigung. Die ersten Deiche waren ein-
-

-
-

gewonnenen Erfahrungen entstand das Konzept, dem Deich eine ausreichende Höhe und 

-

-

Vordringens wieder zurückgewonnen und zur landwirtschaftlichen Nutzung herangezo-

ERCHINGER, 2006; VON LIEBERMAN, 1999; 
KRAMER, 1996). In der jüngeren Vergangenheit haben sich die gesellschaftspolitischen Ziel-

-

-
gesetzt. Die (deutlich kürzere) Geschichte des Küstenschutzes an der deutschen Ostsee-

der Nordseeküste. Generell wird auch hier heute die Strategie der Verteidigung angewandt. 

und umgesetzt.

Abb. 2: Strategien des Küstenschutzes nach IPCC (1990)

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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die wesentlichen Herausforderungen dar. Das Planungsgebiet umfasst den Bereich, 
für den bestimmte Schutzziele (oder auch Handlungsziele) erreicht werden sollen. 

Die Zielsetzung legt fest, wie die Probleme im Planungsgebiet mittel- bis langfristig 
behoben werden sollen. In den Zielen wird der Grad des gesellschaftlichen Schutzbe-

-
zierbar und realistisch sein. Sie sind eingebettet in die übergeordneten Ziele einer 

-
dingungen sollten hier aufgeführt werden.

Herzstück der Küstenschutzstrategie ist die Darstellung der für die Zielerreichung 
-

reicht werden sollen. In den Schutzstandards bzw. den Bemessungsangaben sollten 
-

den.

Die Beschreibung beinhaltet die zur Zielerreichung erforderliche Organisationsstruk-

-
zung der Küstenschutzstrategie und können in den Plan integriert werden. 

können künftige Änderungen zum Beispiel in der Gesellschaft oder der Klimawandel 
Einfluss auf die Strategie entfalten? Hier sollten auch die (abzubauenden) Kenntnis-
defizite aufgelistet werden.

-
HOFSTEDE, 2005) wurde 

eine Bewertungsstudie über die in den Nordsee-Anrainerstaaten angewandten Küsten-
schutzstrategien durchgeführt (VAN NIELEN-KIEZENBRINK und KLOOSTER, 2005). Es wurde 

-
benden Herausforderungen und den Schwerpunkten in den Strategien. 

-

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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Tab. 3: Herausforderungen im Küstenschutz;  = Herausforderung (nach 
VAN NIELEN-KIEZENBRINK & KLOOSTER, 2005)

B DK Nds. HH SH

Nutzungsdruck

Ausdehnung Küstenniederungen

Fehlen natürlichen Schutzes

Verfügbares Budget

-

Dabei gewinnen besonders ökologische Gesichtspunkte an Bedeutung. Natürliche Prozesse 
sollen vermehrt zugelassen und mit Zielen des Küstenschutzes kombiniert werden. Es wer-

-
-

normen vorgegeben sind. Insgesamt zeichnet sich für den Schutz von sandigen Küsten die 

Küste erlauben. Dieser so genannte weiche Küstenschutz wird beispielsweise durch das Auf-
spülen von Sand an Erosionsküsten praktiziert. Dies hat auch positive Auswirkungen auf den 

-

-
-

aus technischen und nicht-technischen (z. B. Kompensation, Versicherung, Evakuierungs-

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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K ü s t e n m a n a g e m e n t   i s t   S a n d m a n a g e m e n t

-
stensockel (ab NN –20 m bis zur landseitigen Grenze der Dünen auf dem Festland) 

-

-

-
gungen der Küstenlinie nicht folgen, wodurch die Küste einen Teil seiner natürlichen 

der Vorzug gegeben. Diese Strategie findet allerdings ihre Grenzen in bebauten Gebie-

Sand.
(DELTA-COMMISSIE, 2008)

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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3.1  E i n f ü h r u n g

-
wendeten Strategien des Küstenschutzes. Vorangestellt in Kap. 3.2 ist eine Beschreibung der 
relevanten Bundesaspekte.

erarbeitet hat (LÄNDERARBEITSGRUPPE, 1988; SIEFERT, 1998, siehe auch Kap. 3.8.5). 

Gesetzgebung u. a. auf den Küstenschutz. Allerdings hat der Bund hinsichtlich des Küsten-
schutzes bisher nicht von der Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht.

 

Zweck der Zuwendungen ist die Abwehr von Naturkatastrophen und Erhöhung 

-
chungen, Beweissicherungen und Erhebungen im unmittelbaren Zusammenhang mit 

-

-
stige Einbauten in See, (5) Vorlandarbeiten vor Seedeichen bis zu einer Tiefe von 400 m, 

-
-

cke des Grunderwerbs eingesetzt werden. 

dass die geförderten 

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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-
-

-
ben), (3) Bauoberleitung und die Kosten für Architekten- und Ingenieurleistungen 
nach der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) in der jeweils gel-

-

-
-

tigen.  

-

bleiben davon unberührt. 
-

-

-
-
-
-

-
schüsse nicht an natürliche oder juristische Personen des Privatrechts weitergeben oder 

ihnen unter Berücksichtigung aller Vorteile zugemutet werden kann. Dabei sollen die 
-

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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3.2.1  G e m e i n s c h a f t s a u f g a b e   „V e r b e s s e r u n g   d e r 
 A g r a r s t r u k t u r   u n d   d e s   K ü s t e n s c h u t z e s“

-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) wurde die bereits zuvor prakti-

verfassungsrechtlich verankert. Danach wirkt der Bund hinsichtlich der Verbesserung der 
-

Durch das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ (GAKG, vom 3. September 1969, BGBl. 1969 I S. 1573, neu gefasst 

-
lung der Gemeinschaftsaufgabe festgelegt. Die „Gemeinschaftsaufgabe Küstenschutz“ wird 

-

-

-

-

Gegebenheiten und Erfordernisse angepasst worden. Beim Küstenschutz werden heute vor 
-
-
-

dert.
-

-

-
wirtschaft und Verbraucherschutz insgesamt aufgebracht wird. Eine Differenzierung der 

-
-

rufenen Bundesmittel gibt die letzte Spalte in Tab. 2.

-

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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-
-

ben vom 20.6.2008  an die Bundeskanzlerin gewandt, um eine deutliche Aufstockung der 
Bundesmittel für den Küstenschutz zu bewirken. Diesem Anliegen hat sich der Bund nicht 

-
-
-

festgelegt worden ist.

3.2.2  F o r s c h u n g   i m   K ü s t e n i n g e n i e u r w e s e n

-

Ziel, über die Verwaltungsgrenzen hinweg Aufgaben der Küsteningenieurforschung zu ko-
-

schung im Küsteningenieurwesen (KFKI) durch Zusammenschluss der auf diesem Gebiet 

THORENZ und EGGERT, 2004).
Bedingt durch die Zielsetzungen des KFKI ist die KFKI-Forschung durch ein hohes 

werden, die von den Endnutzern möglichst unmittelbar angewendet werden können oder 
wichtige Teilschritte in der Erreichung dieses Zieles in einem Gesamtkonzept darstellen.

Vorrangiges Ziel der Forschung im Küsteningenieurwesen ist die Prognose von Ent-
-
-
-

len. Hierbei geht es vorrangig um
-

-

Bauwerken.

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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Das aktuelle Forschungskonzept des KFKI (KFKI, 2001) verzeichnet folgende Sachthe-
men als Schwerpunkt der Forschung:

-

-

-
-
-

schungsergebnisse selbst in der Fachzeitschrift „Die Küste“ der interessierten (Fach-)Öffent-
lichkeit zur Verfügung zu stellen. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung stellt 

3.2.3  I n t e r n a t i o n a l e   Z u s a m m e n a r b e i t

-

-
-

-

-
sonderer Berücksichtigung des erwarteten Klimawandels. Seit 2003 stellt Schleswig-Holstein 
den Obmann dieser Gruppe. Zwischenzeitlich wurden zwei Berichte erstellt, die weithin 

-
desplanung erweitert.

3.2.4  I n t e g r i e r t e s   K ü s t e n z o n e n m a n a g e m e n t

-

-

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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und hat die ökonomischen, ökologischen und sozialen Aspekte gleichwertig zu berücksich-

-

ihres Kulturerbes.

mit den regionalen Behörden, überregionalen Organisationen und weiteren sog. Stakehol-
-
-

-
torsicherheit entwickelte Strategie ist in enger Abstimmung mit den Bundesressorts, Küsten-

-
-

empfehlungen zur Optimierung sowie weitere Schritte (www.ikzm-strategie.de).

3.2.5  A u s n a h m e   v o m   G r u n d s a t z   d e r 

-
führt. Durch eine Schriftwechselvereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr 

-
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H o c h w a s s e r s c h u t z   u n d   A u s b a u   v o n 

-
-
-
-

zupassen. 
-

kungen auf die Belastungen der Küstenschutzbauwerke einen Schwerpunkt der Pla-
nung und öffentlich-rechtlichen Genehmigung. Entsprechend einem Beschluss der 
Bundesregierung von 2002 ist beim Ausbau von Flussmündungen die Hochwasserneu-

sehr hohem Oberwasserabfluss nachgewiesen werden, dass ausbaubedingt das Deich-
sicherheitsniveau gegenüber dem bisherigen Niveau nicht verschlechtert wird, das 

-
-
-

führt. Die Berechnungen zeigen, dass die Auswirkungen der Fahrrinnenvertiefungen 

Die Küste, 76 (2009), 1-74
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3.3  H a n s e s t a d t   B r e m e n

Das Stadtgebiet Bremens sowie die etwa 60 km nördlich gelegene Seestadt Bremerhaven 
bilden das Bundesland „Freie Hansestadt Bremen“. Dem Stadtgebiet Bremens ist auch das 

-

sowie mit einem geringeren Tidehub in die Geeste in Bremerhaven, fort.
Bremen und Bremerhaven liegen, mit Ausnahme des bis zu NN + 20 m hohen Geest-

unter NN + 3,0 m. Diese Bereiche würden ohne ein funktionierendes Hochwasserschutz-

-

-

-

Der Bereich Bremerhaven -
schutzbauwerken vor Sturmfluten geschützt. Im Norden und Süden der Hochwasserschutz-

-
eigene Fischereihafen, wo Hafenkajen und Schleusen als Kombinationsbauwerke ausgeführt 
sind, um gleichzeitig den hafen- und schiffsbedingten Anforderungen als auch den küsten-

-

einer Höhe von NN + 7,50 m die Hochwasserschutzfunktion. Bei der Columbuskaje erfüllt 
eine zurückverlegte Spundwand mit einer Höhe von NN + 5,94 m bis NN + 6,80 m diesen 
Zweck. 

Geeste wird gegen Sturmfluten durch das Geestesperrwerk geschützt. Die Sperrtorhöhe liegt 
derzeit noch bei NN + 5,79 m und wird ab Frühjahr 2009 auf NN + 6,45 m erhöht. Die nor-
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Fischerei hafen wird durch eine Doppelschleuse (Fischereihafenschleuse NN + 7,20 m) und 
-

ginn in 2008 im Zuge der Erneuerung auf NN + 7,60 m erhöht wird und die Nordschleuse 

Das Stadtgebiet Bremens -

-

und NN + 7,20 m im Norden.

3.3.2  K ü s t e n s c h u t z s t r a t e g i e   d e r   H a n s e s t a d t   B r e m e n

 
38 km und an der Ochtum um 22 km. In Verbindung mit dem Bau der Sperrwerke wurden 
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-

-
men verursachen konnten.

-

-

eines Sturmflutsperrwerkes südlich von Bremerhaven entstünden jedoch ca. 6-fach höhere 
Kosten (SCHUCHARDT und SCHIRMER

Teilprojekt durch ZIMMERMANN -
dungssperrwerkes den Verlust wertvoller Vorlandbiotope im Baubereich und auf den an-

-

des linearen Küstenschutzes fort.

des Generalplanes 2007 über die Erhöhung der in Niedersachsen und Bremen bestehenden 
Deichlinie ist somit die einzige real verbleibende Handlungsperspektive. Gemeinsam mit 

im April 2007 veröffentlicht. In diesem Plan wird die Strategie der „Verteidigung“ der vor-

S t r u k t u r e n

-

-

-
-
-

-
kosten) von Hochwasserschutzanlagen von der Stadtgemeinde Bremen erhalten. Der 

sachsen.
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Für den Bereich Bremerhavens wie für den Bereich Bremen ist die Deichverteidigung 

sind die wesentlichen Elemente für den Einsatzfall.
Die Durchführung des Hochwasserschutzdienstes (Sturmflutdienst/Deichverteidigung) 

in Bremerhaven

-
nung“ von bremenports beschrieben. Die Sturmflutordnung regelt die einzuleitenden Sicher-

-

-
standteil der Katastrophenschutzordnung für die Stadtgemeinde Bremerhaven. Das Hanse-
stadt Bremische Hafenamt ist im Katastrophenfall im Katastrophenstab Bremerhavens ver-
treten.

In Bremen wird der Alarmkalender für den Katastrophenschutzbereich Deichverteidi-

-
-
-

schutzbereich Deichverteidigung ist Bestandteil des Katastrophenschutzkalenders der Stadt-

Deichverteidigung im Katastrophenschutzstab beim Senator für Inneres vertreten.

3.3.4  B e m e s s u n g s k o n z e p t e

-

-
-
-
-

Schleusen als Kombinationsbauwerke ausgeführt sind um gleichzeitig den hafentechnischen- 
und schifffahrtsbedingten Anforderungen als auch den küstenschutzbedingten Erfordernis-

-

Investitionsgesellschaft) umgesetzt. 

damaligen Zeitpunkt wurde kein weiterer Handlungsbedarf ermittelt.
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Auch aufgrund der schweren Sturmfluten am 28.1.1994 bzw. 10.1.1995 haben sich Nie-

überprüfen. 
-

der Niedersachsen und Bremen von Vornherein nur ein einheitliches Vorgehen in Betracht. 

-

-
-

stieg.

Küste.
Aufgrund des Verlaufes und des relativ kurzen Beobachtungszeitraums insgesamt lassen 

Niedersachsen und Bremen haben sich auf Grund des am 2.2.2007 vom IPCC (Inter-
governmental Panel on Climate Change) vorgelegten 4. Berichtes über den klimabedingt zu 

-
neralplan Küstenschutz um weitere 25 cm auf damit insgesamt 50 cm zu erhöhen. Für die 

-

(6,37 m +0,25 m = 6,62 m) erhöht. 

aus der im Generalplan genannten Höhe plus 25 cm. Für Bremen wird die erforderliche 

Funktion erfüllen können, werden zudem bereits heute mit weiteren 75 cm entweder gleich 
hergestellt, mindestens aber ist eine Erhöhung von weiteren 75 cm konstruktiv zu berück-
sichtigen.

Geringe Abweichungen zu dem oben beschriebenen Vorgehen haben sich im Zuge der 
-
-

an der offenen Küste um + 25 cm, in Bremen lediglich noch einen Anstieg von + 16 cm be-

-
nover vor. Diese Ergebnisse bilden letztlich die Grundlage zur Neufestlegung der Höhe der 

-
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im Zeitraum 1901 bis 1999

Pegelort Gewässer MThw MTnw MThb HHThw (Datum)

Brake 2,09 –1,81 3,90 5,25  (17.02.1962)

Vegesack 2,36 –1,55 3,91 5,33  (28.01.1994)

2,58 –1,40 3,98 6,25  (06.01.1926)

-
-

serstand mit dazwischen liegendem Tideniedrigwasser eintritt. 

für die Deiche Bremens und Bremerhavens darstellen. Der Senat der Freien Hansestadt Bre-
men sieht sich deshalb in der Pflicht, das heutige gute Schutzniveau weiter auszubauen und 

-
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-
rende Folgen. 

möglichst zeitnah durchgeführt werden. Es sprechen alle Gesichtspunkte dafür, für Bremen 

als Niedersachsen abzuwickeln.

z. T. erheblich voneinander abweichen, was im Interesse eines gemeinsamen Vorgehens der 
-

tragen.

verbesserter Schutz von Teilen des Bremer Ostens, die im Falle eines Deichversagens durch 
-

seite oberhalb Bremens geplant und zur Ausführung vorbereitet. Die Bremischen Deichver-

-
-

B r e m e n

-

-
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3.4  F r e i e   u n d   H a n s e s t a d t   H a m b u r g

Obwohl die Freie und Hansestadt Hamburg rd. 100 km weit von der Nordseeküste 
-
-
-
-

(Abb. 5) und somit auf einen sicheren Hochwasserschutz angewiesen. Hier wohnen mehr als 
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-

Hamburg schützt sich heute mit einer rd. 103 km langen öffentlichen Hauptdeichlinie 

-

Daneben sind vor allem im Hafengebiet private Polder zum Schutz von Betrieben, An-
lagen und Gütern entstanden. Dieser staatlich geförderte private Hochwasserschutz wurde 

NN +6,45 m bis heute höchsten Sturmflutscheitelwasserstand überflutet wurden. Die heute 
48 privat organisierten Hafenpolder verteidigen eine 109 km lange Hochwasser schutzlinie 

bzw. rd. 70 % des Hafengebietes mit einer einheitlichen Höhe von NN + 7,50 m vor Sturm-
fluten geschützt.

Büronutzung, die von den Eigentümern gebaut, unterhalten und verteidigt werden.

3.4.2  K ü s t e n s c h u t z s t r a t e g i e   d e r   H a n s e s t a d t   H a m b u r g

Den Technischen Schutz stellen die baulichen Anlagen zum Sturmflutschutz dar: 

die Hauptdeichlinie.

Daneben bildet heute der organisatorische und operative Sturmflutschutz mit dem 
Sturmflutwarndienst, der Deichverteidigung als Teilaufgabe des Katastrophenschutzes und 

im Hamburger Küstenschutzkonzept. 
-

nikation und der Sturmflutforschung.

Bauwerke zum Schutz vor Sturmfluten

-
-
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über dem der Katastrophensturmflut von 1962 lagen sowie den aufkeimenden Diskussionen 
über die möglichen Folgen eines langfristig zu erwartenden Klimawandels, hatte der Senat 
sich bei den Entscheidungen zum künftigen Hochwasserschutzes für Hamburg durch ein 

Stufe die möglichst kurzfristige Anpassung der vorhandenen Hochwasserschutzanlagen an 

werden.
Aufgrund der Dringlichkeit hat sich Hamburg bereits 1995 hinsichtlich der Finanzie-

rung des Bauprogramms von der Höhe der Bundeszuschüsse aus der Gemeinschaftsaufgabe 
-

-
-

langfristig vor Sturmfluten schützen will. Hier waren insbesondere zwei weitere Aspekte 
einzubeziehen. Dies ist zum einen ein Sicherheitszuschlag für das im Hamburger Ballungs-

-

-

1.  Der Bau eines Sturmflutsperrwerks westlich von Hamburg.
2.  Die weitere Erhöhung der vorhandenen Hochwasserschutzanlagen, ggf. in Verbin-

-

sich bei einem Sperrwerk um ein technisch hochkompliziertes und in der erforderlichen 

sehr hohen Investitions- und Betriebskosten wurden weiterhin erhebliche nautische Pro-
-

tet.

Schutzlinien – in Betracht gezogene Schaffung von Entlastungspoldern hatte zum Ziel, einen 

-
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-
siv diskutiert worden. Die Arbeitsgruppe hat jedoch in ihrem Abschlussbericht festgehalten, 
dass der hohe technische Aufwand, die sehr hohen Investitions- und Betriebskosten, sowie 

seien. 
-
-

völlig neu gebaut werden müssen – die nach 1962 unter hohem Zeitdruck errichteten Bau-

reserve. 
-

men innerhalb der deichgeschützten Gebiete sinnvoll sein. Denkbar ist insbesondere die 
Berücksichtigung hoch liegender Versorgungs- und Evakuierungswege in der Bauleit- und 

privaten Initiative überlassen.

Katastrophenabwehr und Deichverteidigung

-

auch den Hafenbetrieben und anderen Privaten zur Verfügung gestellt.

Deich verteidigungsplan sind Einzelheiten der Organisation und Aufgaben der Deichvertei-

-
sondere:

soweit öffentliche Hochwasserschutzanlagen betroffen sind.
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Risikokommunikation

Da es eine absolute Sicherheit vor Katastrophenereignissen, wie es Sturmfluten sein kön-
nen, nicht geben kann, ist es eine wesentliche Aufgabe der Verantwortlichen, ein entspre-
chendes Bewusstsein bei allen Betroffenen zu entwickeln und aufrechtzuerhalten. Die Ham-

-
flutereignisse geben, für die die Anlagen nicht bemessen sind. Gerade in einem Ballungsraum 

-
-

nutzt, z. B.
-

vertraut gemacht wird und Hinweise zum richtigen Verhalten gegeben werden. Auf 
-

stellt

-
nahmen.

denen die Bedeutung der Hochwasserschutzeinrichtungen ins Bewusstsein gerufen wird.

 
S t r u k t u r e n

-
ordnung).

Aufgrund der herausragenden Bedeutung des Hochwasserschutzes für die gesamte Stadt 
sind heute alle Aufgaben des öffentlichen Hochwasserschutzes beim Hamburger Staat kon-

-
-

-

-
rechte und -pflichten wahrgenommen, insbesondere:
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-
schutzlinien geregelt. Im Hafen entstanden nach 1976 – überwiegend in privater Initiative – 

und rd. 840 Tore. Planung, Bau und Betrieb dieser Schutzanlagen liegen in der Verantwor-
tung der privaten Eigentümer  und Betriebe. Diese waren nach der bisher höchsten Sturmflut 

-
sichtigung der spezifischen Sicherheitsanforderungen vorzubereiten und durchzuführen. 

-
lichen Altonaer Elbufer. Die Stadt Hamburg leistete beim Aufbau dieser Schutzanlagen er-

-

zu erreichen. 

-

Organisation der Deichverteidigung und Gefahrenabwehr

Nach einsatztaktischen Gesichtspunkten ist die öffentliche Schutzlinie in vier Deichver-
teidigungsgebiete unterteilt worden. 

-
-
-

-
geordnete „Zentrale Katastrophendienststab“ (ZKD) nimmt die zentralen Aufgaben wahr, 

-

-

-
 

-

Verfügung.
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darüber hinaus ein Hochwassersimulationsprogramm zur Verfügung. Das Programm bietet 

-

3.4.4  B e m e s s u n g s k o n z e p t e

-

immer wieder durch Hochwasserereignisse ausgelöste, meist örtlich begrenzte Deichbauten 
und Anpassungen erfolgt. Bis zur Sturmflutkatastrophe von 1962 war die Sturmflut vom 
3./4. Februar 1825 die schwerste und höchste im Elbegebiet mit einer Höhe von NN +5,24 m 
am Pegel St. Pauli (Abb. 6). Erstmalig wurde in der Folge dieser Sturmflut eine Höhe von 
NN +5,70 m für die Hamburger Hochwasserschutzanlagen festgesetzt. Diese Höhe erwies 
sich erst 1962 als nicht mehr ausreichend. Im Bauprogramm nach 1962 sind die Anlagen 
deshalb auf eine weitgehend einheitliche Höhe von NN +7,20 m erhöht bzw. neu gebaut 
worden.

Abb. 6: Sturmfluten über NN +4,00 m und Deichhöhen in Hamburg seit 1750

-
dersachsen und Hamburg ein gemeinsames Bemessungsverfahren konzipiert, das den Er-

-
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unterscheidet (ARBEITSGRUPPE DER LÄNDER NIEDERSACHSEN, SCHLESWIG- HOLSTEIN UND 
HAMBURG, 1988).

-
-
-

-
grenze in Altengamme durch einen Senatsbeschluss formell festgesetzt worden.

Die auf dem Bemessungswasserstand aufbauende Sollhöhenfestlegung für die Hambur-

-
-

messungen aus abgelaufenen Sturmfluten verifiziert wurden. Für die Ermittlung des Bemes-
-

keiten von 20 m/s westlich der Elbbrücken und 17 m/s östlich der Elbbrücken zugrunde 
FREIE UND HAN-

SESTADT HAMBURG, 1995) erfolgte hieraus die Freibord- und Sollhöhenfestlegung für die 

gleicher Höhe‘ folgend, die bisher weitgehend einheitliche Freibordfestsetzung zugunsten 

verlassen. 

-
vernehmen, dass es auch in der Zukunft ein gemeinsam getragenes Bemessungskonzept für 

-

deutlich geworden, dass das Verfahren insgesamt weiterentwickelt werden muss, da einige 
Aspekte nur unzureichend abgebildet werden. Insbesondere fehlt ein prognostischer Anteil 
für die zu erwartenden Änderungen durch den Klimawandel und die Berücksichtigung un-

-
-

gestrebte Sicherheitsniveau neu zu diskutieren.

Die Freie und Hansestadt Hamburg entwickelt darüber hinaus langfristige Strategien für 
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Die Einhaltung der Anforderungen zum Sturmflutschutz ist auch in der neuen 

-

Damit wird ein Sicherheitsniveau erreicht, das dem innerhalb der öffentlichen Schutz-

Verkehrsanbindungen her. Die wesentlichen Anforderungen an den Bau, die Nutzung 
-

FREIE UND HANSESTADT HAMBURG, 
-

faden (FREIE UND HANSESTADT HAMBURG, 2002) zusammengestellten technischen 
Anforderungen (Schutzhöhen, Belastungen) abgeprüft. Die Einbindung in den Kata-

Sturmfluten“ (FREIE UND HANSESTADT HAMBURG, 2002). Hier wird die Zusammenar-
beit der für die Gefahrenabwehr verantwortlichen Behörden mit den für die Objekte 
Verantwortlichen geregelt.

Die Küste, 76 (2009), 1-74



35 

Küsten ausgleichsprozesse führten zur weitgehenden Abriegelung der flachen Bodden- und 

-

-

-
ganges oder der Stabilisierung von Aufspülsanden besteht. Die Gesamtzahl der Buhnen be-

Schutzanlagen
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-

ca. 1080 km2

 

-
lichen Gegebenheiten und den küstenschutztechnischen Traditionen. Dem Erhalt der 

-

-
brecher- und Deckwerksbau, tragen den Empfehlungen der Helsinki-Kommission zum 

-
nung.

Schutz von im Zusammenhang bebauten Gebieten. Entsprechend der Nutzung der überflu-
-

gehensweise.
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uferliniennahen Schutztrassen inklusive der Sicherung der Trassen selbst gegen Küstenrück-

durchgehende Dünenzüge und Seedeiche Durchbrüche bei Sturmfluten in die Bodden- und 
-

Steilküstenbereiche werden durch den als öffentliche Pflichtaufgabe realisierten Küsten-
-

angewandt, um die Funktion der Kliffs als Sedimentlieferant für die Flachküstenabschnitte 

stabilisiert werden müssen.
An den Bodden- und Haffküsten wird neben der Verteidigung auf vorhandenen Trassen 

sie durch ortsnahe, erheblich verkürzte Deichneubauten ersetzt. Angestrebt wird in diesem 

-
den die Altdeiche zur Belastungsminderung oder zur Aufrechterhaltung der landwirtschaft-
lichen Nutzung erhalten. 

-
kürzte Trassen möglich und sinnvoll, wie bei den Planungen für den Sturmflutschutz Greifs-

-

Sinn von Vordringen gesprochen werden.

-

Rechtliche Grundlagen des Küstenschutzes 

-
migungspflichten sowie den Fortbestand der vor seinem Inkrafttreten bereits festgelegten 

-
-
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von im Zusammenhang bebauten Gebieten begrenzt. 

Zuständigkeit, Organisation, Finanzierung

-

Für alle sonstigen mit dem Küstenschutz verbundenen wasserrechtlichen Vollzugsauf-
-

den verantwortlich. 

-
-
-

-
petenzzentrum für den Küstenschutz angesiedelt. Sie übernimmt als Arbeitseinheit mit zen-
tralisiertem Küstenschutzsachverstand Grundlagen-, Planungs- und Serviceaufgaben für die 

-
-

-

-

dem Schiffsbohrwurm (Teredo navalis) oder nach Sturmflutereignissen, wurden aber auch 

-

-
gelegt.

Hochwassermeldedienst
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-
den.

-
 

-

und Natur sind dabei als Fachberater eingebunden.

Wasserwehr und Katastrophenschutz

-
-
-

Raumordnung
 

-
-

gung fanden:
1)  Für den Küsten- und Hochwasserschutz bedeutsame Bereiche an der Küste und an 

den Flüssen umfassen Gebiete, die bei Eintritt des Bemessungsereignisses in Folge 
des Fehlens oder Versagens von Hochwasser- bzw. Sturmflutschutzeinrichtungen 
überschwemmt werden können, ein besonderes Schadenspotential aufweisen bzw. 

-
biete.

Küsten- und Hochwasserschutz an den Küsten und Flüssen auf der Grundlage fach-
planerischer und -technischer Daten festgelegt werden. Eine weitere Differenzierung 
über die Ausweisung von Vorranggebieten Küsten- und Hochwasserschutz, in denen 
der Küsten- und Hochwasserschutz Vorrang vor allen anderen Nutzungsansprüchen 
hat, ist möglich.
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3)  An der Ostseeküste und in den Niederungsbereichen der Elbe sind insbesondere die 
besiedelten Bereiche durch Küsten- bzw. Hochwasserschutzbauten zu sichern.

4)  An der Küste sind im Zusammenhang bebaute Gebiete vor Sturmfluten zu schützen. 
-

testgehend zuzulassen …
-

und auf den Generalplan Küsten- und Hochwasserschutz verwiesen und dementsprechend 

3.5.4  B e m e s s u n g s k o n z e p t e

weitestgehende Sicherheit vor dem Ertrinken und vor schweren materiellen Verlusten selbst 

-

-
anlagen allerdings nur errichtet, wenn der durch sie verhinderte Schaden den Aufwand für 

Bemessungswasserstand

-
-

-
-

-
-

-
rückliegender Zeitraum bis 1872 plus voraussichtliche Nutzungsdauer der meisten Küsten-
schutzanlagen) berücksichtigt.

-

-
weise wesentlich geringer.
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Möglichkeit zur Reduktion des BHW

ist, den Bemessungshochwasserstand als starres Instrument zu verwenden. Neuerdings wird 
-

Kriterien und kommunale Interessen angemessen berücksichtigen zu können.
Im konkreten Einzelfall kann der Bemessungshochwasserstand daher um bis zu 25 % 

-

Bemessungsseegang

Im Ergebnis von Seegangsmodellierungen, vergleichenden statistischen Auswertungen 

signifikante Tiefwassserwellenhöhen von 2 bis 5 m. Diese Daten bildeten die Grundlage zur 

-

-
-
 

Greifswalder Bodden ergaben.

Dünenbemessung 

-

-
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und der Dünenkronenhöhe ist grafisch oder tabellarisch die erforderliche Kronenbreite be-

Aufgabe des Sicherheitsteiles übernehmen, entspricht die Sollkronenbreite der Abbruch-

-
-

wird.

-

seit Veröffentlichung des Generalplanes 1995 Erreichte bilanziert und ein Ausblick auf die 
-

einzelnen Hefte sind leicht aktualisierbar und somit dem schnell wachsenden Erkenntnis-
stand, besonders hinsichtlich des Klimawandels, gut anpassbar. 

-
wirkungen noch schwer vorher bestimmbar. Einen wichtigen Beitrag zu regionalen Anpas-

bedeuten würde. Die zu erwartenden Klimaentwicklungen müssen natürlich in eine auf 

-
bauten Küstenschutzanlagen kein akuter Handlungsbedarf, da bei der Bemessung bereits der 

-

-

-
fluten betroffen sind. Dazu ist ein teilautomatisiertes Dünenkataster in Arbeit, das in regel-
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-
-

disch erforderlichen Aufspülungen abgesichert werden. 
Aber auch für die übrigen Sturmflutschutzanlagen ist in Hinblick auf die Berichtspflich-

Grundlage für die Feststellung der Gebiete mit potentiell signifikantem Hochwasserrisiko 

folgende allgemeine Handlungsempfehlungen gegeben:

-

werden. Die Begründung neuer Küstenschutzerfordernisse kann so ausgeschlossen 

-
-

nen und schrittweise zu realisieren, wo der technisch-ökonomische Aufwand in ver-

-
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D ü n e  –  K ü s t e n s c h u t z w a l d  –  D e i c h

Nach der Sturmflut 1872 und den nachfolgenden Ereignissen 1904, 1913 und 1954 

-
bereich angewiesen sind. Für den Fall des Durchbruchs der Düne und der dann fol-

Grunde erfolgte eine Aufforstung des Vorlandes zwischen Deich und Düne als soge-
nannter Küstenschutzwald.

-
-

-
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3.6  N i e d e r s a c h s e n

 

Schutz vor Sturmfluten und Erosion eine unverzichtbare Voraussetzung für die Sicherung 

(Abb. 9). Küstenschutz bildet somit ein wesentliches Element der Daseinsvorsorge und dient 
-

sicherzustellen. Die niedrig gelegenen Küstenmarschen ziehen sich weit in das Binnenland 
-

sischen Inseln, von denen sieben als bedeutsame Tourismusstandorte dauerhaft bewohnt 

-

-

Der Sturmflutschutz wird oft über eine Kombination aus verschiedenen Küstenschutz-
 

Tab. 5). Hierbei unterscheiden sich die technischen Schutzkonzepte für den Küstenschutz an 
der Festlandsküste und auf den Ostfriesischen Inseln wegen der unterschiedlichen Gegeben-
heiten.

Hauptdeichen und 17 Sturmflutsperrwerken als sturmflutkehrenden Schutzelementen. Die 

Die Küste, 76 (2009), 1-74



46  

-

sind diese Schutzanlagen vorhanden. 

Sturmfluten und erhöhten Tiden. Drei Sperrwerke liegen auf dem Gebiet benachbarter Bun-

 

-
-
-

landwirtschaftlichen Zielsetzungen gewonnen worden. Heute besitzt das Deichvorland vor 
allem für den Küstenschutz als Schutzelement für den Hauptdeich und für den Naturschutz 

-
entwicklung nur noch in wenigen geschützten Bereichen stattfindet.

Als weiteres Schutzelement dienen hinter der Haupt deichlinie liegende, als zweite 
Deichlinie gewidmete Deiche, die durch ehemalige, jetzt vorgedeichte, Hauptdeichlinien ge-
bildet werden. Zweite Deichlinien sollen bei Versagen eines Haupt deiches oder Sperrwerkes 

-
-

erhalten.
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-
weitert und bilden heute einen wichtigen Teil des Sturmflutschutzes. 

Die Nordseiten der Inseln werden überwiegend durch Schutzdünen gegen Sturmfluten 
geschützt. Diese bestehen überwiegend aus ausreichend breiten und hohen natürlichen 

Sturmflutschutz für Siedlungsbereiche und Infrastruktur (Abb. 11). In Sturmfluten verrin-

der Festlandsküste. 
Insgesamt sind auf den Ostfriesischen Inseln ca. 88 km Schutzdünen und ca. 35 km 

Festland Ostfriesische Inseln Gesamt

610 35 645

 17* –  17

– 88  88

138 – 138

auch für Niedersachsen

Die Sturmflut vom 1.2.1953, die in den südlichen Niederlanden aber auch in Belgien und 

-
ken und in ihrem Verlauf zu optimieren. Nach der Katastrophenflut vom 16./17.2.1962 
wurde das Ausbauprogramm für Deiche und andere Küstenschutzanlagen wesentlich inten-

-

heute höher als je zuvor.
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Inseln und die Schutzdeiche werden weitere Teile des Generalplans erstellt. 

-
nen möglichst gleichwertigen Schutz gegen einen in Sturmfluten zu erwartenden höchsten 
Tidehochwasserstand als Bemessungswasserstand sicherzustellen. Neben den Hauptdeichen 

-
tragen. Zusammen mit den auf Teilstrecken vorhandenen zweiten Deichlinien wird so ein 

im Aufbau örtlich variieren kann (Abb. 10). Vorrangiges Ziel ist es heute, die Küstenschutz-

werden nicht mehr vorgenommen. 

und des Naturschutzes für das Deichvorland zu harmonisieren, werden in Niedersachsen 
-

THORENZ und CARSTENS, 

Das generelle Ziel für die sandigen Ostfriesischen Inseln besteht in der Sicherstellung 
des Sturmflutschutzes und des Bestandserhalts. Das technische Konzept zur Sicherstellung 

-
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formulierten Schutzzielen (THORENZ, 2006). In durch massive Bauwerke geschützten Be-
-
-
-

um den Sturmflutschutz sicherzustellen. Diese reichen von einer Sicherung der vorhandenen 
-

teilweisen Zulassen der Erosion unter Sicherstellung der Sturmflutschutzfunktion der 

Die besondere Situation der Inseln als einerseits touristisch sehr bedeutsames und stark 
-
-

stimmung der Anforderungen des Küstenschutzes mit Kommunen und Naturschutzverwal-

-
gabe dar, die unmittelbare Auswirkungen auf die Bemessung der Küstenschutzanlagen hat. 

Koordination der angewandten Forschung durch das Kuratorium für Forschung im Küsten-

Anrainerstaaten der südlichen Nordsee sowie auf trilateraler Ebene mit den Niederlanden 

-
schutzanlagen auch die möglichst frühzeitige Prognose von Sturmfluten durch den Sturm-

-
-

lagen und administrativen Strukturen hierzu sind im folgenden Abschnitt zusammenfassend 
dargestellt.

Küsten schutzes den Schutz von Gebieten vor Sturmfluten und die Bestandserhaltung der 
-
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-
schutzanlagen wird über ein Nutzungsverbot dieser sowie von Zonen vor und hinter den 

-
-

aus. Einige deichrechtliche Aufgaben, die für die Sicherheit und die Versorgung der Bevöl-
-

-

-
tung und Betrieb von Anlagen wie Sturm flutsperrwerken, dem Küstenschutz auf den 

-

-
-

setzung für den Betrieb der Sturmflutsperrwerke und für die gefahrlose Bewirtschaftung der 
-

ment, dessen Ergebnisse auf freiwilliger Grundlage der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt 
-
-

-

Für die Deichverteidigung bilden die Deichverteidigungsordnungen, die von den Deich-
behörden auf Grundlage des NDG erlassen werden, eine wesentliche Grundlage. Diese sol-

-
-

teidigung vorzusorgen. 
-

-
-

direktionen führen die Fachaufsicht über die Katastrophenschutzbehörden. Oberste Fachauf-
-

sie nur im Einvernehmen mit der Katastrophenschutzbehörde handeln. Katastrophenschutz-
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deutlich: Der Küsten- und Sturmflutschutz sind unabdingbare Voraussetzungen für die 

-

-

-

werden. 
-

-

schrittweise bis Ende 2015 erfüllt sein müssen, von wesentlicher Bedeutung sein.
-

schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GA) sowie in 
-

inves tiert. Es konnten damit beachtliche Fortschritte in der Verbesserung des Küstenschutzes 

linie erzielt werden. 

Der Generalplan Küstenschutz Teil Festland definiert einen Investitionsbedarf von 520 

-

3.6.4  B e m e s s u n g s k o n z e p t e

-
chen festgelegt ist, dass die Sollhöhe aus der Summe von Bemessungswasserstand und Be-
messungswellenauflauf gebildet wird. Zur Ermittlung des Bemessungswasserstandes wird 

-

-

-
-
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-

Anstieges im Zwischenzeitraum. 
-
-
-

-
wiegend mit vertretbarem Aufwand möglich, da die überwiegend mit Boden erbauten Dei-

-
nen z. B. die Binnenbermen des Deiches breiter ausgeführt werden, um zukünftig Deich-

werden Gründung und Tragwerk so ausgelegt, dass eine Nacherhöhbarkeit auf bis zu 

Aufwand er fordert.
Der Bemessungswasserstand stellt eine noch nicht eingetretene Sturmfluthöhe dar, die 

das Zusammenwirken jeweils ungünstiger Faktoren berücksichtigt, aber keine absolute Si-
cherheit vor Sturmfluten sondern einen definierten Sicherheitsstandard bedeutet. Die ein-

Nordseeküste ein möglichst gleichwertiger Schutz vor Sturmfluten erreicht wird. 
-

zierte mathematische Seegangsmodelle zur Anwendung. Der Bemessungswellenauflauf wird 
-
-

messungswasserstandes mit Hilfe des Einzelwertverfahrens beitragen, vergleichsweise stark 
differieren.

durchgeführt. 

-

muss. Eine wesentliche Basis für zukünftige Planungen bildet der Generalplan Küstenschutz 

-

Küstenschutzanlagen am Festland und auf den Ostfriesischen Inseln. Neben langfristigen 
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Planungen liegt ein wesentlicher Schwerpunkt des Küstenschutzes deshalb auch in dem Ab-
bau von vorhandenen Defiziten.

Für zukünftige Planungen des Küstenschutzes sind die potentiellen Auswirkungen der 
-
-
-
-

technischen Grundlagen für die Beurteilung von Fragestellungen des Küstenschutzes und 
-

tinuierlich weiterentwickelt. Dieses ist auch deswegen von besonderer Bedeutung, weil das 

-
net ist. 

-

Handel erfordern zunehmend eine Integration und Abstimmung dieser Ansprüche durch ein 

-
zone, des Deichvorlandes und der Schutzdünen von schwer revidierbaren Nutzungen insbe-
sondere in Siedlungsbereichen eine wichtige Grundlage für einen nachhaltigen Küstenschutz. 

im Abgleich mit dem Naturschutz auch vor dem Hintergrund der Anforderungen aus der 

nachhaltig zu sichern und zu entwickeln. 
Der Klimawandel stellt einen langfristigen Prozess dar. Es ist nach dem jetzigen Kennt-

-
-

sprechende Vorlaufzeiten. 
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3.7  S c h l e s w i g - H o l s t e i n

management in Schleswig-Holstein“ nach einem umfassenden Beteiligungsverfahren durch 

Konzept bzw. die Strategie für den Küstenschutz in Schleswig-Holstein. Die nachfolgenden 

Schleswig-Holstein ist das einzige Bundesland mit Ost- und Nordseeküste (Abb. 12). 
Insgesamt misst die Küstenlinie 1190 km. An beiden Küsten ist Küstenschutz erforderlich. 

(Tab. 6). 

 
(*: nur Einrichtungen mit mehr als 8 Betten wurden berücksichtigt).

Nordsee Ostsee Schleswig-Holstein

Küstenlinie (km) 553 637 1190

364 67 431

Zweite Deichlinie (km) 569 – 569

44 52 96

Küstenniederungen

2) 3357 287 3691

– Einwohner 252 618 53 750 306 368

30,97 7,20 38,17

6,4 1,5 7,9

85 079 25 569 110 648

31 986 19 533 51 519

 

2 und setzt 
-
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-

-

-
-

sen. Heute wird das 3357 km2

-
schen werden 2025 km2 -
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Eiszeit setzte der sog. Küstenausgleich ein, indem vorspringende Küstenabschnitte abgetra-

Deiche vor Hochwassern geschützt. Das letzte katastrophale Sturmhochwasser an der Ost-

2 unterhalb von 
-

Die Strategie des staatlichen Küstenschutzes in Schleswig-Holstein ergibt sich aus dem 
-
-

wenn der Sicherheitsstandard mindestens erhalten bleibt, die Betroffenen einverstanden sind 
PROBST

-

(PROBST

-
-

-

(2) andere Ansprüche an das Küstengebiet bereits frühzeitig und gebührend in den Küsten-
schutz integriert, (3) die Öffentlichkeit vermehrt am generellen Planungsprozess beteiligt, 

-
tigt. 
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S t r u k t u r e n

definiert. Nach dem althergebrachten Grundsatz „wer nicht will deichen, muss weichen“, 

-

eine öffentliche Aufgabe.

-

-

-

-

-
-

lichen Küstenschutzanlagen, die Aufsicht über die übrigen Küstenschutzanlagen, die  Plan-

die Aufsicht über die Erfüllung der nach küstenschutzrechtlichen Vorschriften bestehenden 
Verpflichtungen. Insgesamt sind in Schleswig-Holstein etwa 450 Personen im staatlichen 

nach dem aufgrund von Art. 91a GG erlassenen Bundesgesetz über die Gemeinschaftsauf-
gabe (GA) „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (siehe Kap. 3.1). Bei 

-
-

-

-
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-

3

durch Sandaufspülungen stabilisiert. 
Trotz hoher Sicherheitsstandards kann der Küstenschutz keine absolute Sicherheit ge-

-

-
-
-

trages die mit dem Schutz der Niederungen gegen Hochwasser und Sturmfluten zusammen-

und Beurteilung des Sturmereignisses für die jeweilige Küstenregion vornimmt. Alle für die 

-
ner bei der Abwehr von Hochwasser- und Sturmflutgefahren.

Küstenschutz genannt:

-
lungen durch Deiche und Sicherungswerke.

-
-

konkretisiert.
-
-

sprechenden Schutzvorkehrungen weiterentwickelt werden. 
-
-

-
-
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3.7.4  B e m e s s u n g s k o n z e p t e

muss ein akzeptabler Sicherheitsstandard gefunden und definiert werden. Die Sollabmessung 
-
-

den folgenden Bedingungen zu genügen:

Sturmflut (Vergleichswertverfahren), und 

dem Tidehochwasser und des möglichen höchsten Springtidehochwassers (Einzel-
wertverfahren). 

-

gelegt. 

-
-

folgt dies mit dem statistischen, für die Ostküste mit dem Vergleichswertverfahren. Für den 

Die Küste, 76 (2009), 1-74



60  

-
den auch weitere technische, soziale und ökonomische Angaben berücksichtigt. Die erste 

-
-

wird ein Klimazuschlag von 0,5 m, für die Ostküste von 0,3 m berücksichtigt. Die Ergebnisse 
werden auch künftig durch die drei oben genannten Verfahren nach der oben genannten 

-

-
-
-

-
gungen, Knickpunkte) berechnet und umgesetzt werden. Hierdurch wird unter Beibehal-

-
möglicht. 

-

-

-
-

wachung durch die Küstenschutzbehörde nicht vorgesehen. Eine finanzielle Förderung des 

wird. Diese Anlagen unterliegen nicht der gesetzlichen Schaupflicht. Für die Sicherheitser-
-

chend.
-

sind. Der Fachplan wurde 1997 nach einem umfassenden Forschungsprogramm fortgeschrie-
 

optimierte Form der Sandaufspülungen auf dem Strand vor. Seit 1984 wurden insgesamt 
3 Sand aufgespült (Abb. 14). Schwerpunkte der Aufspülungen bilden die Insel-
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und öffentlich-rechtliche) Ansprüche an den Küstenraum müssen gebührend in den Küsten-

Beirat Integriertes Küstenschutzmanagement gegründet. Der Beirat dient der Beteiligung der 
privaten und öffentlich-rechtlichen Betroffenen an dem generellen Planungsprozess des 

-
liche Interessen diskutiert. Der Beirat hat eine beratende Funktion und tagt unter dem Vor-

-
-

Küstenschutzverwaltung (7). Ein wesentlicher Aspekt der Öffentlichkeitsbeteiligung ist de-
-

mieren dient auch dazu, die Bevölkerung über die Bedeutung des Küstenschutzes (als we-

 
HOFSTEDE, 2005) und SafeCoast (www.safecoast.org) ent-

wickelt. 
-

Versagenswahrscheinlichkeit von Küstenschutzanlagen und der Schadenserwartung im Falle 
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der Versagenswahrscheinlichkeit und/oder der Schadenserwartung (PROBST

-

ermittelt und bewertet, 

und verglichen, und

-

-
-

Küstenniederungen wichtige Grundlagen für die Information der Bevölkerung. 
Inzwischen wird kaum noch bezweifelt, dass sich das Klima durch die menschlichen 

-
-
-

den. Eine vorsorgliche Küstenschutzplanung muss daher Instrumente enthalten, die ein 
-
-

Der Erfolg der Küstenschutzarbeiten in Schleswig-Holstein zeigt sich auch daran, dass 

-

Küsten schutz wird somit niemals enden. 
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B e i r a t   I n t e g r i e r t e s   K ü s t e n s c h u t z m a n a g e m e n t

Ein Kennzeichen der heutigen Gesellschaft ist der Anspruch der Bevölkerung, bei 
Entscheidungen der öffentlichen Hand frühzeitig und intensiv informiert und beteiligt 

-
ment und geteilter Verantwortung führen, zu der Erkennung der wirklichen Heraus-

Akzeptanz resultieren. 
-
-

vaten und öffentlich-rechtlichen Betroffenen an dem generellen Planungsprozess des 

Beirat ist ein Gremium, in dem küstenschutzfachliche Belange unter weitgehender Öff-
nung für andere Belange diskutiert werden. Er hat eine beratende Funktion und setzt 
sich aus den folgenden Ansprechpartnern zusammen:

werden. Bisher wurden zwei Sondersitzungen zu den Themen „Generalplan Küsten-

Vorlandmanagement und zur zweiten Deichlinie installiert.

Der Beirat hat zu einem verbesserten Erfahrungsaustausch geführt und durch frühzei-
tige gegenseitige Information dazu beigetragen, manch potenzielles Konfliktfeld nicht 

-
tionsaustauschs bleiben unterschiedliche Standpunkte und Zielvorstellungen. Der BIK 

-
dungen vorbereiten, sie selbst jedoch nicht treffen. Ein erreichter Konsens hat wegen 
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-

sprengen.

3.8.1  S t r a t e g i e n

-
-

-
plizit ausgeschlossen. 

Anpassung an dem Klimawandel an, wo der Küstenschutz integrativer Bestandteil eines 
ganzheitlichen Herangehens ist. Die Strategie der Anpassung, insbesondere mittels ange-

-

-
ern in der Nordsee überwiegend deutlich kürzer als in der Ostsee sind. Die reliefarme Nord-

-
gelanstieg – eine Sedimentsenke dar. Die Ostseeküste wird durch Ausgleichsprozesse, d. h., 

-

sind. In der Nordsee traten die bisher höchsten Sturmfluten überwiegend in der zweiten 
-
-

-
-
-

-
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Der Bund hat bisher von seiner gesetzgeberischen Kompetenz im Bereich Küstenschutz 

-

-
gen würde, wegen der zum Teil stark unterschiedlichen Formulierungen (Begriffsbestim-

Niedersachsen Hauptdeiche, Schutzdeiche, zweite Deichlinie, Notdeiche

Schleswig-Holstein

Seedeiche, Boddendeiche, Flussdeiche 
 

Hansestadt Hamburg Hauptdeiche, zweite Deichlinie, private Polderbauwerke

Hansestadt Bremen

Eine wesentliche Gemeinsamkeit drückt sich trotz unterschiedlicher Bezeichnungen in 

erfolgt.
-
-
-

 
 

Küstenschutzgebiete weiterhin Bestand. In Hamburg entstanden nach 1976 vor der öffent-
-

-
-

dersachsen die Erhaltung wesentlicher Teile der Deichstrecken am Festland Aufgabe der 

-

sind alle im öffentlichen Eigentum stehenden Hochwasserschutzanlagen von der Stadt zu 
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-
rechte und -pflichten, zum Beispiel in der Gefahrenabwehr.

3.8.4  A d m i n i s t r a t i v e   S t r u k t u r e n   u n d   F i n a n z i e r u n g

-

-
-

-

-

worden. 

-
teilhabenden für den öffentlichen-rechtlichen Küstenschutz, d. h., die Eigentümer der ge-

-

-

3.8.5  B e m e s s u n g s k o n z e p t e

-
schutzanlagen. Am weitestgehenden definiert sind sie zumeist in den jeweiligen Fachgeset-

-

-
rücksichtigt (siehe unten).

und für die Ostküste von Schleswig-Holstein geht der auf heute bezogene Scheitelwert der 
bisher höchsten Ostseesturmflut (1872 und 1913) in die Bemessung ein (Vergleichswertver-

welches durch das deterministische Einzel- und Vergleichswertverfahren abgesichert wird. 
In Niedersachsen und Bremen wird der Bemessungswasserstand für die offene Küste mit 

-
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Elbe entwickelten die Anlieger (Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein) ein ge-
-

 

wasserstand der Bemessungsseegang und Bemessungswellenauflauf durch die Anwendung 
von numerischen bzw. deterministischen Verfahren ermittelt, die für die jeweiligen spezi-

-
-
-

wasserstand ein Zuschlag von 0,5 m berücksichtigt, in Hamburg, Schleswig-Holstein 

-
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4.  A u s b l i c k

-
-

fordern werden, dargestellt.

4.1  E G - H o c h w a s s e r r i s i k o m a n a g e m e n t r i c h t l i n i e

Auf der Grundlage einer vorausschauenden Bewertung des Hochwasserrisikos sollen die 

besteht oder als realistisch betrachtet wird. Für diese Gebiete sollen in zwei Schritten und nach 
bestimmten Vorgaben Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten sowie Hochwas-

HOFSTEDE, 2007)
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-

-

-

-
men eines holistischen Küstenrisikomanagements eng verflochten mit dem Küstenschutz. 

-

4.2  A n p a s s u n g   a n   d e n   K l i m a w a n d e l

Es besteht weitgehend Konsens darüber, dass sich das globale Klima durch die mensch-
-
-

Das „Intergovernmental Panel on Climate Change“ hat als weltweit anerkanntes Fach-
-

Nicht berücksichtigt (wegen fehlendem wissenschaftlichen Konsens und fehlender Erkennt-
nisse) sind CO2

-

-

-

-

-
GÖNNERT et al., 

2009). 

-
spiegelanstiegs getroffen: 0,65 bis 1,3 m bis 2100 und 2 bis 4 m bis 2200. Nach Ansicht der 
Kommission stellen diese Zahlen plausible Höchstwerte (worst-case-scenarios) auf der 
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gestalten. Die Kommission hat Ihre Ergebnisse 2008 veröffentlicht (DELTA COMMISSIE, 

dass die Küsten anwachsen (Strategie des „Vordringens“, siehe auch Kap. 2.1). Der An-
-

-
nie“). Diese Deiche sind entweder so hoch, so breit oder so stark, dass die Gefahr eines 

-
setzlich abgesichert werden sollte.

-
-

GROSSMANN et al., 2006). Demnach 

-

Sturmflutszenarien. Auch wegen der zu erwartenden gravierenden Folgen einer künftigen 
-

schung (z. B. WOTH et al., 2006). 
Aus obigen Ausführungen geht hervor, dass der Küstenschutz insgesamt mit einer Zu-

-
stimmt werden. Eine vorsorgliche Küstenschutzstrategie muss daher Instrumente enthalten, 

-

-
HOFSTEDE et al., 2005): Nur 7 % der Befragten 

-
tens führen die heutigen hohen Schutzstandards der Anlagen wie auch die diesbezügliche 
Aussagen: „die Deiche sind sicher“, zu einem hohen Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung. 
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negative Aspekte nicht wahrgenommen.

-

-

und Einhaltung der Standards ausgeben kann und will. Ein geringes Gefahrenbewusstsein in 

die Investitionsbereitschaft auswirken. Obwohl es unwahrscheinlich ist, dass ein festgelegter 

hierzu führen. Beispiele sind eine reduzierte Instandhaltung oder die Verzögerung einer 

Eine Kommunikationsstrategie, die sowohl auf die Gefahr eines Versagens der Küsten-

-

Insbesondere im Hinblick auf den erwarteten Klimawandel wird dieser Aspekt des Küsten-

(Kap. 4.1) greift dies bereits auf, in dem sie in Artikel 10 eine umfassende Information und 
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